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Freitag, 14. Juni 2024

Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Nachrichten
Motorradfahrer stürzt
beiÜberholmanöver

Aesch Ein Motorradfahrer
stürzte bei einem Überholma-
növer auf der Ettingerstrasse in
Aesch und verletzte sich. Wie
die Polizei Baselland mitteilt,
überholte der 19-Jährige am
Mittwochabend nach dem
SportplatzLöhracker eineAuto-
Kolonne, diehinter einemTrak-
tor fuhr. Der Traktorfahrer bog
bei der Neumattstrasse ab, der
Motorradfahrer merkte dies zu
spät und prallte seitlich in den
Traktor. (bz)

Eggfluetunnel bleibt
zwei Stundengesperrt

Verkehr DerEggfluetunnel zwi-
schen Duggingen und Nenzlin-
gen wird am kommendenMitt-
wochabend, 19. Juni, von 20 bis
um 22 Uhr gesperrt, wie das
Bundesamt für Strassen Astra
mitteilt.DerGrunddafür ist ein
Tunnelscan inbeidenFahrtrich-
tungen. Umleitungen werden
signalisiert. (bz)

Kanton soll seine Bank stärker kontrollieren
Der Landrat lehnt eine Risiko-Analyse für die BLKB-Tochter Radicant ab. Nun prüft SVP-Chef Riebli eine Volksinitiative.

Hans-Martin Jermann

DieBasellandschaftlicheKanto-
nalbank (BLKB) steht mit dem
Aufbau ihrer 2021 gegründeten
Tochter Radicant Bank AG in
denNegativschlagzeilen.Ob zu
Recht oder nicht, wird sehr
unterschiedlichbeurteilt. Tatsa-
che ist: Die Staatsbank musste
im vergangenen Geschäftsjahr
für ihreneue, national tätigeDi-
gitalbankeinenAbschreiber von
22 Millionen Franken vorneh-
men, was den aufgelaufenen
Personal- und Sachkosten für
2023 entspricht.

Die Baselbieter Regierung
rechnetdamit, dassRadicant ab
2027 rentabel wird, was im
Landrat einige bezweifeln. Bis-
her hat die BLKB rund 100Mil-

lionen Franken in ihre Tochter
investiert. Diese hat im vergan-
genenAugust operativ ihrenBe-
trieb aufgenommen.

Landratwill keineexterne
Wirtschaftsprüfung
SVP-Präsident und Landrat Pe-
terRiebli forderte vor demHin-
tergrund der unklaren Erfolgs-
aussichten eine externe Wirt-
schaftsprüfung. Damit sollen
einerseits derBusinessCaseder
Bank überprüft und anderseits
Handlungsoptionen aufgezeigt
werden, solltendieRenditeziele
verfehltwerden.Mit seinemAn-
sinnen scheiterte Riebli: Zwar
wurde seinPostulatmit grossem
Mehr bei bloss vereinzelten
Gegenstimmen an die Regie-
rung überwiesen, aber sodann

mit 48 zu 25 Stimmen bei drei
Enthaltungen als erfüllt abge-
schrieben. Damit ist zumindest
dieser Vorstoss vomTisch.

Es sei nichtAufgabedesPar-
laments, ständig aufs operative
Geschäft der BLKB oder eben
der Radicant Einfluss nehmen
zuwollen, sagte in der angereg-
ten Debatte Martin Dätwyler
(FDP). «Die wiederholten öf-
fentlichenDiskussionen bis hin
zuAusstiegsszenarien sindnicht
förderlich fürs Vertrauen und
damit den Erfolg der Bank.»
Ronja Jansen (SP) äusserte sich
ähnlich: Mit dem Orakeln über
denMisserfolgdrohediePolitik
eine «self fullfilling prophecy»
zukreieren, also einePrognose,
die ihreErfüllungselbstbewirkt.
DiesenVorwurf konterteRiebli:

«DieBLKBkommuniziert unge-
nügend über Radicant. Das
führt auch zuMisstrauen.»

Doch Jansen blieb bei ihrer
Meinung: «Wir von der SP leh-
nen die Dramatisierung der Si-
tuation ab. Radicant ist ein sehr
junges Start-up. Wir sollten ihr
dienötigeZeit lassen,sichzuent-
wickeln.»Dennochwolltenauch
inderSPeinigedenVorstossste-
hen lassen.Siestellen infrage,ob
es zum erweiterten Service pu-
blic gehört, dass die BLKB eine
national tätige Investmentbank
fürWohlhabende führt.

Lauber:«Kantonkann
Ausstiegnichtverordnen»
Finanzdirektor Anton Lauber
(Mitte)wies denmitschwingen-
den Vorwurf zurück, die BLKB

beschreite mit Radicant un-
gewöhnliche Wege. «Diese
Tochtermacht keineGeschäfte
mit besonderenRisiken.» Eine
separateWirtschaftsprüfung ist
für Lauber nicht nur unnötig,
sondern auchnicht vorgesehen:
Die Aufsicht durch Regierung
und Landrat bedeute nicht,
dass diese dem BLKB-Bankrat
Weisungen im operativen Ge-
schäft erteilen könnten. «Auch
kann der Kanton Baselland die
BLKB nicht verpflichten, bei
Radicant auszusteigen», stellte
Lauber klar.

Dass der Einfluss des Kan-
tons auf die in seinemEigentum
befindliche Bank mittlerweile
derart gering ist, dürfte im
Landrat vielen nicht passen.
Allen voran Peter Riebli nicht.

Er prüft eine Volksinitiative zur
ÄnderungdesBankengesetzes.
Ziel: Die BLKB wieder stärker
an die Kandare nehmen.

«Das istkeine reine
SVP-Initiative»
Forderungen könnten unter an-
derem sein, dass der Landrat
denBankrat der BLKB (wie dies
bis vor einigen Jahren der Fall
war) selber wählt und dass er
eine unabhängige Revision ver-
langen kann. Auch sollen schär-
fere Lohnregeln für die BLKB-
Kader insGesetzaufgenommen
werden. Er stehe im Gespräch
mitVertretendenandererPartei-
en, sagtRiebli aufAnfrage.«Das
ist keine reine SVP-Initiative.
Wir möchten unsere Forderun-
genmöglichst breit abstützen.»

Basler Politikerin verlangt Ausbildungszulagen bis 26
Ein Studiumdauere heute länger, sagt SP-GrossrätinChristineKeller. PerVorstoss soll dieAltersgrenze erhöhtwerden.

BenjaminWieland

Wer studiert oder eine andere
nachobligatorische Ausbildung
absolviert, dessen Eltern haben
Anspruchauf eineAusbildungs-
zulage.Doch spätestens abdem
Zeitpunkt, wo der Nachwuchs
den 26. Geburtstag feiert, ist
Schluss.

Diese starre Altersgrenze
entspreche längst nicht mehr
der Realität, sagt Christine Kel-
ler.DieBasler SP-Grossrätinhat
imKantonsparlament eineMo-
tion eingereicht, mit der sie das
Maximalalter beim Anspruch
auf Ausbildungszulagen um
eines oder zwei Jahre erhöhen
will. Neuwürden diese imKan-
ton Basel-Stadt bis zum voll-
endeten 26. oder 27. Altersjahr
ausbezahlt.

«Die Ausbildungszulage ist
nicht besondershochunddeckt
nur einen Bruchteil der Kosten

einer Ausbildung», sagt Keller.
«Dochgerade fürGeringverdie-
nende und Familien mit wenig
Geld handelt es sich um eine
wertvolle und willkommene
Unterstützung.»DieLockerung
derAltersgrenzebei denAusbil-
dungszulagen sei auch ein Ge-
bot der Chancengleichheit.

Zivilschutzleistende
imNachteil
InBasel-StadtbetragendieAus-
bildungszulagen derzeit min-
destens 325 Franken pro Kind
undMonat. Sie sindnicht zuver-
wechseln mit Stipendien. Der
Bund schreibt Mindest-Ausbil-
dungszulagen vor. Die Kantone
dürfen höhere Beträge ausbe-
zahlen,wie esBasel-Stadt prak-
tiziert. Laut derMotion ist auch
eineWeiterführungüberdas25.
Altersjahr hinausmöglich.

ChristineKeller sagt, diebis-
herigeAltersgrenzehabe früher

Sinn ergeben. «Aber heute, mit
viel durchlässigeren und flexib-
lerenAusbildungswegen, ist ein
Studienabschlussmit 25oftmals
kaum noch machbar.» Mit der

Bologna-Bildungsreformeinher
gegangen sei eine Verschulung
der Hochschulbildung, aber
ebensodieMöglichkeit, einStu-
dium nach dem Bachelor zu
unterbrechen, etwa fürPraktika,
Arbeitseinsätze oder Ausland-
aufenthalte. Während solcher
Unterbrüche wird die Zulage
ausgesetzt.

«Kommt hinzu, dass gerade
oftmals Männer Zeit verlieren
wegenMilitäroderZivildienst»,
sagt Keller. Ebenso stark betrof-
fen seien Studierende an Fach-
hochschulen, weil dort viele zu-
ersteineLehreabsolviertundzu-
nächst auf dem erlernten Beruf
gearbeitet hätten. Zahlen des
Bundesamtes für Statistik stüt-
zen Kellers Aussagen. Das
DurchschnittsalterbeimMaster-
abschluss an Schweizer Univer-
sitäten lag 2022 bei 27,2; wer an
einerFHdenMastererwarb,war
imSchnittgarschon30Jahrealt.

Kellers Vorstoss ist breit abge-
stützt. Ausser von der SVP ha-
ben ihn Grossrätinnen und
Grossräte aus allen Fraktionen
mitunterzeichnet. Bei der Aus-
gestaltung wolle man dem Re-
gierungsrat Freiraum geben,
fügt Keller an. «Wir haben be-
wusst offengelassen, obmanel-
terliche Vermögenswerte mit
einbezieht.» Sprich: Finanziell
bestensgebetteteErziehungsbe-
rechtigte könntendieZusatzzu-
lagen nicht erhalten.

Bei der künftigen Alters-
grenze gebe es verschiedene
Meinungen, sagt Keller. «Eine
Umfrage inmeinemUmfeldhat
ergeben, dass für die meisten
Ende26 inOrdnungwäre.»Klar
sei hingegen, dass die heutige
Grenze zu tief sei. «Egal,wo ich
herumfrage: Kaum jemand
schliesst seinStudiummit 25ab,
auchnichtdieMusterstudentin-
nen und -studenten.»

Fordert mehr Einfluss der Politik auf die Kantonalbank: SVP-Chef Peter Riebli. Bild: Kenneth Nars

Linke werfen SVP-Präsident
Peter Riebli Rassismus vor
Verbale Entgleisung Die feier-
liche Stimmung an der ersten
Sitzung im frisch renovierten
Landratssaal währte nur kurz.
SP,Grüne/EVPundGLPwarfen
dem SVP-Präsidenten und
LandratPeterRiebliwegendes-
sen Aussagen an der letzten
LandratssitzungRassismusund
Antisemitismus vor. «Wer gan-
ze Menschengruppen klassiert,
derüberschreitet eineGrenzezu
Rassismus», sagte SP-Frak-
tionschef RomanBrunner.

Das war vorgefallen: In der
Diskussion, obkünftig imBasel-
biet auch Ausländer mit C-Be-
willigung in die Kantonspolizei
aufgenommen werden dürfen,
hatte SVP-PräsidentPeterRieb-
li gesagt: «Ichwill keinePolizis-
ten, die mit Zwangsehen von
Minderjährigen vertraut sind.
Ich will keine Polizisten, die
Autoraser verstehen. Ich will

keine Polizisten, die Blutrache
und Blutehre in ihrer DNA ha-
ben». Auch wolle er keine Ge-
setzeshüter, die mit Beschnei-
dungen unterwegs seien.

Rieblizeigtesich«erstaunt»,
dass man ihm Rassismus vor-
wirft. Die Aussage mit der DNA
habeernichtbiologisch,sondern
umgangssprachlich gemeint, im
Sinne von «charakteristisch für
jemandensein».ZumAntisemi-
tismus-Vorwurf räumtederSVP-
Landrat ein, sich in der Debatte
sehr unpräzise und unglücklich
geäussert zu haben. Er habe da-
mit Gesellschaften gemeint, die
dieBeschneidungweiblicherGe-
nitalien zulassen.

Brunner kritisierte, dass im
Parlament mit solchen Aussa-
gen ein Narrativ Einzug halte,
das vonMenschenfeindlichkeit
geprägt sei. «Das tolerieren wir
in diesemRaumnicht.» (haj)

«Heute ist
einStudien-
abschluss
mit 25kaum
machbar.»

ChristineKeller
SP-Grossrätin


